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130 Verordnung 
zur Abänderung des Einkommeunſteuergeſetzes. 
Vom 25. 9. 1931 
Gemäß § 1 Ziff. 5 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird mit Zu⸗ 
ſtimmung des Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: : 
Artikel I 

Das. Eintommenfteuergeft vom 27. 3. 1926 in der z. Zt. geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 
1. In $ 38 wird in Abſ. 1 Ziff. 1 Buchſtabe b) ſtatt „3 Monate“ „6 Monate“ geſetzt. 
2. In § 38 Abſ. 2 Ziff. 2 wird ſtatt „1000, — 8“ alle G“ geſetzt. 
3 8 44 erhält folgenden Wortlaut: 


„Ss 44 


(1) Steht das fefigefteifte Einkommen eines unbeſchränkt Steuerpflichtigen unter Berückſichtigung 
der geſamten Lebensverhältniſſe in einem offenbaren Mißverhältnis zu ſeinem Verbrauch, ſo kann 
dieſer anſtelle des Einkommens der Beſteuerung zugrunde gelegt werden, ſoweit der Steuerpflichtige 
nicht nachweiſt, daß er feinen Verbrauch aus Bezügen beſtritten hat, die nach SS 8 und 36 Ziff. 3 
Satz 2 bei Ermittlung des Einkommens außer Anſatz bleiben oder daß der Verbrauch in Ausgaben 
beſteht, die nach § 36 Ziff. 3 Satz 1 bei einem anderen Steuerpflichtigen als wiederkehrende Bezüge 
beſteuert werden. 

(2) Verbrauch im Sinne des Abſ. 1 ſind insbeſondere die zur Beſtreitung des Haushalts und 
der Lebensführung des Steuerpflichtigen einſchließlich der zu ſeinem und ſeiner Familienangehörigen. 
Unterhalt aufgewendeten Beträge, ſowie die Ausgaben zum Erwerb von Gegenſtänden, die beim 
Steuerpflichtigen nicht der Vermögenſteuer unterliegen. 

(3) Zum Verbrauch gehören nicht Ausgaben: 

a) für Ausſteuern und Ausſtattungen, ſoweit ſie das den Verhältniſſen des Steuerpflichtigen 

entſprechende Maß nicht überſteigen; 

b) für Schuldenzinſen, Renten und dauernde Laſten im Sinne des § 13 Abf. 1 Ziff. 3; 

8 e) für Steuern vom Einkommen, Vermögen, Grundbeſitz und Gewerbebetrieb; 

Sg d) für Sonderleiſtungen im Sinne des $ 15, ſowie einmalige und wiederkehrende Beiträge an 
inländiſche Vereinigungen, die ausſchließlich wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, kirchliche, mildtätige 
oder gemeinnützige Zwecke verfolgen; 

e) für Arzneien und andere Gegenſtände zu Heilzwecken oder zum Ausgleich körperlicher Gebrechen. 

(4) Neben den in Abſ. 3 bezeichneten Ausgaben können auf Antrag auch unberückſichtigt bleiben: 

a) Ausgaben, die durch Krankheiten oder Unglücksfälle verurſacht worden ſind; 

b) außergewöhnliche Aufwendungen, die durch die Geburt, den Unterhalt oder die Erziehung 
eines Kindes notwendig geworden ſind; 

c) Aufwendungen für Angeſtellte oder frühere Angeſtellte, ſofern dieſe Ausgaben aus ſozialen 
Gründen erforderlich erſcheinen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 4. 10. 1931.) 


728 2 
(5) Ein offenbares Mißverhältnis zwiſchen dem Einkommen und dem Verbrauch kann nur dann 
angenommen werden, wenn der Verbrauch mindeſtens um die Hälfte höher iſt als das Einkommen. 
Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet ferner keine Anwendung, wenn der Steuerpflichtige nachweiſt, daß 
er den Verbrauch aus Vermögen beſtritten hat, das bei ſeinem Entſtehen in den letzten 3 Jahren 
der Beſteuerung nach dem Einkommenſteuergeſetz unterlegen hat. 
(6) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet nur Anwendung, wenn der Verbrauch mindeſtens 6000 G 
jährlich beträgt.“ a 
4. § 49 b) erhält folgenden Wortlaut: 
f „§S 49 b a 
(1) Neben den nach den Vorſchriften des S 49 und 49 à zu erhebenden Steuern iſt von den 
nach § 2 und der Verordnung über die Ausgleichung der in- und ausländiſchen Beſteuerung vom 
16. 5. 1930 (G. Bl. S. 118) in Danzig ſteuerpflichtigen Mitgliedern eines Aufſichtsrats im Sinne 
des § 31 Abſ. 1 Ziff. 2 eine Tantiemeſteuer zu entrichten. Die Tantiemeſteuer beträgt 


bei Bezügen aus dieſer Tätigkeit bis zu 3000 .. 10 v. H. dieſer Bezüge, 
= 5 95 0 5 von 3000 G bis zu 10000 G 20 „„ „ 17 
5 „ ger ee, 30 „ 5 


(2) Der Steuerbetrag iſt gelegentlich der endgültigen Einkommenſteuerveranlagung für ein Jahr 
feſtzuſetzen und wird gleichzeitig mit der für dieſes Jahr etwa zu leiſtenden Abſchlußzahlung fällig. 
(8) Die Danziger Körperſchaften, bei denen ein Auffichtsrat oder dergl. beſteht, find auf Er⸗ 
fordern des Steueramtes verpflichtet, über Namen und Adreſſen ihrer Aufſichtsratsmitglieder ſowie 
über die Höhe der den einzelnen zugefloſſenen Geſamtbezüge Auskunft zu erteilen.“ 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß ſie erſt⸗ 


malig bei der endgültigen Veranlagung für das Jahr 1931 Anwendung findet. 


Daneig, den 25. September 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗ Keiſer Dr. Hoppenrath 


131 Verordnung 
über die Erhebung von Verzugszuſchlägen für Steuerrückſtände 
Vom 25. 9. 1931 


Gemäß $ 1 Ziffer 6 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 8 1 


Liegen die Vorausſetzungen des § 103 Steuergrundgeſetzes vor, ſo iſt vom Tage der Fälligkeit 
der Steuerſchuld, früheſtens jedoch vom 1. Oktober 1931 ab, für jeden angefangenen Monat des 
Verzuges neben den Verzugszinſen des Steuergrundgeſetzes ein Verzugszuſchlag in Höhe von ½ v. H. 
des Steuerrückſtandes zu entrichten. 1 


Bei Gewährung von Stundungen nach dem 1. Oktober 1931 wird neben den Zinſen des § 102 
St. Gr. Gef. ein Säumniszuſchlag in Höhe von 3% des geſtundeten Betrages für das Jahr erhoben. 
Die Erhebung dieſes Säumniszuſchlages iſt dem Steuerſchuldner bei Genehmigung der Stundung 
mitzuteilen. 5 

Entsprechendes gilt für die vor dem 1. Oktober 1931 ausgeſprochenen Stundungen, ſofern die 
Stundungsbedingungen auf Antrag des Steuerſchuldners zu deſſen Gunſten abgeändert werden. In 


dieſem Falle beginnt die Erhebung des Säumniszuſchlages vom Tage der Neuregelung der Stundungs— 


bedingungen. 

gung 8 3 

Die Zuſchläge nach SSL und 2 finden Anwendung auf alle Zahlungen, die nach den Steuergeſetzen 
zu leiſten ſind, ausſchließlich der Geldſtrafen, Gebühren, Zinſen und Koſten. 


8 4 
Der rückſtändige Betrag wird für die Berechnung des Zuſchlages auf volle 50, — G nach 


unten abgerundet. 
Zuſchläge unter 2, — G werden nicht geſondert eingezogen. 


9 


729 
8 5 

Dieſe Verordnung tritt mit a Verkündung in Kraft. 

Der Senat wird ermächtigt, die Zuſchläge nach 88 N und 2 zu erhöhen, herabzuſetzen oder ganz 
oder teilweiſe aufzuheben. 

Danzig, den 25. September 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


132 Verordnung 
zur Abänderung des Gewerbeſteuergeſetzes. 
Vom 25. 9. 1931 


Gemäß § 1 Ziffer 8 und 11 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9 1931 (G. Bl. S. 719) wird 
mit Zuſtimmung des Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel J 
1. Abſchnitt VI erhält die Überſchrift: 
„VI. Betriebseröffnungsſteuer.“ 
und nachfolgende neue Vorſchriften: 
5 ß „8 25 


N (1) Bei Eröffnung eines ſtehenden Gewerbebetriebes iſt neben der nach vorſtehenden Be— 
ſtimmungen zu zahlenden Steuer eine nach den folgenden Vorſchriften zu berechnende einmalige 
Gebwerbeſteuer (Betriebseröffnungsſteuer) zu entrichten. 
(2) Als Eröffnung eines Gewerbebetriebes find insbeſondere nicht anzusehen: 
a) die Übernahme und Umgründung eines beſtehenden Gewerbebetriebes, 
b) die Erweiterung eines beſtehenden Gewerbebetriebes, 
c) die Verlegung eines Betriebes in eine andere Gegend und a 
d) die Errichtung einer Zweigſtelle eines ſchon beſtehenden Gewerbebetriebes. 
8 8 25 
Als einmalige Gewerbeſteuer iſt zu entrichten: 
a) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach 88 11 und 12 in die 


1. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden 1750.— 8 
b) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 11 und 12 in die 
2. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden 1500.— G. 
e) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 11 und 12 in die 
3. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden.. 1250.— 8 
d) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 11 und 12 in die 
4. Gewerbefteuer-Öruppe eingeſtuft werden 1000.— 8 
e) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach 88 11 und 12 in die 
5. Gewerbeſteuer⸗Gruppe eingeſtuft werden 750.— G 
1) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 11 und 12 in die 
6. Gewerbeſteuer⸗Gruppe eingeſtuft werden. . 500.— 8 
8 27 


Der Steuerpflichtige hat gleichzeitig mit der Anmeldung gemäß $ 24 dem Steueramt eine 
Steuererklärung nach einem Muſter, das durch die Durchführungsbeſtimmungen vorgeſchrieben iſt, 
einzureichen und die vom Steueramt feſtgeſetzte Steuer innerhalb einer Friſt von 14 Tagen nach 
Zuſtellung des Steuerbeſcheides an die Steuerkaſſe zu entrichten. Die Nichterfüllung er Vor⸗ 
ſchrift gilt als Steuerhinterziehung im Sinne des Steuergrundgeſetzes. 
8 28 
Im übrigen gelten für die Veranlagung und Erhebung der einmaligen Gewerbesteuer die 
gleichen Vorſchriften wie für die Mindeſtſteuer.“ 
2. Der bisherige Abſchnitt VI wird Abſchnitt VII. 


Artikel I 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


Danzig, den 25. September 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiereinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 
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133 Verordnung 
zur Abänderung des Körperſchaftsſteuergeſetzes. g 
Vom 25. 9. 1931 
Gemäß § 1 Ziffer 9 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 G. Bl. S. a wird mit Zu⸗ 
ſtimmung des Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
5 Artikel ie 
§ 4 Abſ. 1 Buchſt. e) erhält folgenden Zuſatz: 
„es ſei denn, daß fie Kleinverkaufsſtellen Ge. in denen ausschließlich oder überwiegend 
Gegenſtände des täglichen Bedarfs feilgehalten werden.“ 
5 | Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 in Kraft. 


Danzig, den 25. September 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


134 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten. 
Vom 25. 9. 1931 

Auf Grund des § 1 Nr 18 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird mit Zu⸗ 

ſtimmung des Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Aren 

Die Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten vom 30. 1. 1931 (G. Bl. 
S. 23) in der Faſſung der Verordnung vom 7. und 10. 3. 1931 (G. Bl. S. 39 und 47) wird mit 
Wirkung vom 1. 10. 1931 wie folgt geändert: 

1. § 3 Abſ. 1 erhält folgenden neuen Wortlaut: 

„() Bemeſſungsgrundlage für die Steuer find die in 8 32 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes 
bezeichneten Einnahmen. Von dieſen find ein Betrag von 50.— G für den Monat oder 11,55 8 
für die Woche und die Kinderbeihilfen, die für die Zeit nach dem 30. 9. 1931 gewährt werden, in 
Abzug zu bringen.“ 

2. § 4 erhält folgenden Wortlaut: 8 4 

(1) Die Steuer beträgt für Beamte, Geiſtliche und mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellte im Amt, 
im Warteſtand und im Ruheſtand ſowie für deren Hinterbliebene 17 v. H., für die ſonſtigen unter 
§ 2 fallenden Perſonen 15 v. H. der in § 3 Abſ. 1 genannten Einnahmen. 

(2) Der Senat iſt ermächtigt, für gewiſſe Gruppen von SEE hinſichtlich der Höhe 
des Steuerſatzes Ausnahmen zu genehmigen.“ 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung und mit ber Maßgabe in Kraft, daß 
Artikel I erſtmalig auf die für Oktober 1931 beſtimmten Löhne und Gehälter Anwendung findet. 


Danzig, den 25. September 1931. 
Der Senat der Freien Stadt 810 
Dr. Wiereinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


